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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Maßnahmen zur Finanzierung der deutschen Sec- 
Lind Binnenschiffahrt 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 

23. Februar 1955 über den Entschließungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, DP, SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuordnung von Steuern 
- Drucksache 1136, Umdruck 261 - 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 68. Sitzung am 23. Februar 
1955 auf Grund des Mündlichen Berichts des Ausschusses für Finanz- 
und Steuerfragen (19. Ausschuß) über den Entschließungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, DP, SPD zur dritten Beratung des Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Neuordnung von Stcuerri - Drucksache 
1136, Umdruck 261 - beschlossen, die Bundesregierung zu ersuchen, 
angesichts des Fortfalls des § 7 d Abs. 2 EStG und der Ertrag- 
Steuerfreiheit der Schififspfandbriefe andere geeignete Maßnahmen 
zur Finanzierung der deutschen See- und Binnenschiffahrt sowie 
der Fischerei zu treffen. Der Bundesregierung wurde vom Bundes- 
tag empfohlen, Kredite für den Schiffbau im Rahmen von Wieder- 
aufbaudarlehen und aus dem ERP-Sondervermögen zu gewähren 
und Zinsverbilligungsmaßnahmen durchzuführen sowie Bürgsdiaften 
zu übernehmen. ^ 

Ich beehre mich, hierzu folgendes mitzu teilen: 

Die für die einzelnen Schiffahrtszweige zuständigen Ressorts haben 
die Empfehlungen des Deutschen Bundestages geprüft. Im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern der Finanzen und für wirtschatf- 
liche Zusammenarbeit wurden weitere finanzielle Maßnahmen zur 
Erneuerung und zum Ausbau der Schiffahrts- und Fischereitonnage 
getroffen. Die Mittel wurden im Bundeshaushalt 1955 und im 
Wirtschaftsplan 1955 des ERP-Sondervermögens bereitgestellt. Außer- 
dem wurden die Voraussetzungen für die Übernahme von Bundes- 
und ERP-Bürgschaften geschaffen und die hierfür notwendigen 
Richtlinien erlassen. 


Druck*. Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/SiegOurg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rhelnallee 20 
Telefon 3551 



Im einzelnen ist zu den getroffenen Maßnahmen folgendes zu 
bemerken: 

1. Seeschiffahrt 

Den im Beschluß des Bundestages unter Ziff . 1 a bis c auf geführten 
Empfehlungen wurde durch die Haushaltsansätze im Bundeshaus- 
halt 1955 und im Wirtschaftsplan 1955 des ERP-Sondervermögens 
Rechnung getragen. 

Ferner ist der Bundesminister für Verkehr ermächtigt worden, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen Bundesbürg- 
schaften bis zum Gesamtbeträge von 100 Mio DM zur Förde- 
rung des weiteren Ausbaues der Seeschiffahrt auf Grund des 
Dritten Gesetzes über die Übernahme von Sicherheitsleistungen 
und Gewährleistungen zur Förderung der deutschen Wirtschaft 
vom 6. Dezember 1954 (BGBL I S. 365) zu übernehmen. Die 
Bedingungen, zu denen Bundesbürgschaften gewährt werden können, 
sind in den Richtlinien für die Übernahme von Bürgschaften und 
die Gewährung von Zinsbeihilfen für Darlehen zum Bau und 
Erwerb von Handelssdiiffen vom 14. Oktober 1955 (BAnz. vom 
18. Oktober 1955 Nr. 201 S. 3) festgelegt. 

Darüber hinaus werden für den gleichen Verwendungszweck zu 
Lasten des ERP-Sondervermögens Bürgschaften bis zum Gesamt- 
beträge von 34 Mio DM übernommen. 

2. Erneuerung der Küstenflotte 

Die in Ziff. 2 des Bundestagsbeschlusses erwähnte Empfehlung 
hat durch den Wirtschaftsplan 1955 des ERP-Sondervermögens 
ihre Erledigung gefunden. 

3. Förderungswürdige Neubauvorhaben der Fischerei 

Über den Umfang der Bereitstellung von Mitteln des Bundes 
und des ERP-Sondervermögens ist durch den Bundeshaushalt 
1955 und den Wirtschaftsplan 1955 des ERP-Sondervermögens 
entschieden worden. Die Zinszuschüsse für den Wiederaufbau 
der Seefischereiflotte werden nach den Richtlinien vom 26. Juli 
1955 (BAnz. vom 4. August 1955 Nr. 148 S. 3) gewährt. Bun- 
desbürgschaften sind für den Bau von Fischereifahrzeugen nicht 
vorgesehen. Sollte die Übernahme von Bürgschaften in Einzel- 
fällen notwendig sein, so dürfte dies Aufgabe der Länder sein. 

4. Modernisierung der Binnenschiffahrt 

Für die Binnenschiffahrt, insbesondere ihre Modernisierung, sind 
im Wirtschaftsplan 1955 des ERP-Sondervermögens Mittel bereit- 
gestellt worden. 

Bundesbürgschaften sind für die Modernisierung von Binnen- 
schiffahrtsfahrzeugen nicht vorgesehen. Soweit Bürgschaften bisher 
notwendig geworden sind, haben die Lander sie übernommen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 



